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amtlicher Teil .
Das Krotgewickt .

** Aus iVerbrauchrrkreifen wird neuerdings öfter » geklagt,
dag das Brot nicht immer das bekannt gegebene GÄvicht auf¬
weise. ^Soweit eS sich uui Marienbrot handelt , äst 8 11 der
Verordnung vom 1 . Juli 1921 über die Regelung -des Ver¬
kehrs mit Getreide im Wirtschaftsjahre 1981/22 maßgebend,
wonach Las Markenbrot nur in Stücken von 100, 750 und
1500 Gramm hergesiellt . feilgeboten und vertrieben werden
darf ; es mutz dieses Gewicht am Tage nach der Herstellung
aufweisen . Beim freien Brot können nach 8 73 der Ge¬
werbeordnung und 8 114 Ziffer 1 der Bollzugsverordnung
hierzu die Bäcker und die Verkäufer von Backwaren durch
ortspolizeiliche Vorschrift angehalten werden , Ae Preise und
das Gewicht ihrer verschiedenen Backioaren durch einen von
außen sichtbaren Anschlag am Verkaufslokal zur Kenntnis
des Publikums zu bringen mit der Wirkung , daß der Ver¬
kauf dieser Backwaren nur nach diesen : Gewicht und nach die¬
sen Preisen erlaubt ist.

In gleicher Weise können die Bäcker und Verkäufer von
Backwaren nach 8 " 4 Gewerbeordnung beim Markenbrot und
freien Brot angebalien werden , im Verkaufslokal eine Wage
mit dekl erforderlichen Gewichten aufzustellen und die Be¬
nutzung derselben zum Nachwiegen der verkauften Backwaren
zu gestatten.

Die Bürgermeisterämter sowie die Gendarmerie sind an¬
gewiesen, die Einhaltung der Erwähnten Bestimmungen nach¬
drücklich zu überwachen.

, SckwarzscdlacDtungen.
** ES ist die Wahrnehmung gemacht worden, daß in letzter

Zeit Metzger und auch sonstige Personen Schlachtungen vor»
genommen und das Fleisch in Verkehr gebracht haben, ohne
die betreffenden Diere der vorgeschriebenen Schlachtvieh- und
Fleischbeschau zu unterstellen , um auf diese Weise sich den aufdeu Schlachtungen und dem Fleischvertrieb ruhenden Abgaben
(Umsatzsteuer , Fleischsteuer, Schlachthausgebühren ) zu ent¬
ziehen Ein derartiges Verfahren kann für die Bevölkerung
schwere gesundheitliche Schädigungen im Gefolge haben , da die
Gefahr besteht , daß auf diesem Wege auch verdorbenes oder
gesundheitsschädliches Fleisch oder aus solchem hergestellte
Fleisch- und Wursrwaren in Verkehr gebracht werden . Es ist
deshalb dringend geboten, die Vornahme von Geheimschlachtun¬
gen mit allen Mitteln zu verhindern und zu verfolgen . Da »
Minsterium hat die Bezirksä,nter veranlaßt , das Gendarme¬
rie-, Polizei - und Fleischbeschaupersonäl auzuweiseu . etwaigen
Vorkommnissen der in Rede stehenden Art besonderes Augen¬merk zu schenke» . Gegebenenfalls haben die Bezirksämter
unnachsichtlich strafendes Einschreiten zu veranlassen .

* Die Entscheidung
der Mparstionskommission .
Die R e p a r a t i o n s k o in m i s s i o n, Heren Ent -

icheidung jetzt vorliegt , sollte nach dieser Entscheidung in
aller Form auf den Titel ,.Reparations (Wrederherstel -
lungs - )Kommission " verzichten und sich lieber den Titel
„Destruktions - (Zerstörungs -)Kounnission " beilegen . Im
Sinne der Vernichtung Deutschlands und im Sinne einer
Verwüstung des gesamten europäischen Wirtschaftslebens
hat diese Kommission schon bisher ihre Tätigkeit ausge -
übt . Ihre neueste Entscheidung aber zeigt , daß sie ein¬
fach nicht imstande ist. den wahren Ernst der Lage zu
erkennen un>d ihm gerecht zu werden . Denn , was die
neueste Entscheidung positiv fordert , fotnmt einer neuen
Dernichtungsaktion Deutschland gegenüber gleich, und
ber abermalige Sturz unserer Valuta — der Dollar steht
jetzt auf 311 — ist die tragische Begleitmusik zu dieser
Aktion . v

Gewiß ist noch manches in dem Wortlaut der Entschei¬
dung unklar , und die Reichsregierung wird zunächst ein¬
mal durch Rückfragen feststellen, wie diese oster jene Be¬
stimmung aufzufassen ist . Aber selbst dann , wenn eine
Interpretation gegeben werden sollte , die verhältnis¬
mäßig günstig ist, so bleibt doch der Gesamteinstruck höchst
niesterschmetternd. Was zunächst die K o n t r o l l m a tz -
nah men anlangt , so waren wir gelviß auf manches ge¬
faßt . Und wer gerecht und objektiv denkt, hat zugeben
müssen, daß nach! Lage der Dinge unseren bisherigen
Gegnern nun einnral ein gewisses Kontrollrecht ein¬
zuräumen ist. Was hier aber an Kontrollmaßnahmen
angekünstigt wird , geht über das Maß des Erträglichen
und Notwendigen hinaus . Und es ist deshalb gegen

Mit einer Beilage: Offizielle Gewinnliste

diesen Teil der Entscheidung entschiedener Protest zu er¬
hoben.

Was aber die finanziellen Bestiinmungen
betrifft , so sind sie einfach unbegreiflich . Schon daß man
dem ursprünglichen englischen Vorschlag zuwider die
Summe der im Jahre 1922 von uns in bar zir zahlen¬
den Beträge auf 720 Millionen Golstmark festgesetzt hat ,
beweist , daß die Repacationskommission nicht getvillt ist,
der wahren Notlage Deutschlands Rechnung zu traget ! .
Am unglaublichsten aber ist die von der Reparationskom -
mission geäußerte Auffassung , daß das Steuevkompromitz
keineswegs genüge , und daß noch erheblich niehr Stenern
in diesem Jahr herausgewirtschaftet werden müßten :
Die Reparationskommission verlangt von uns , daß wir
außerdem noch mindestens 60 Milliarden Papierinark
iin Laufe des Budgetjahres 1922/23 aufbringen sollen .

Die Reparationskommission verweist dabei Deutschland
auf den Weg , der ihrer Meinung nach zum Ziele fiihren
müsse, nämlich auf eine stärkere Besteuerung
des Kapitals . Die Reichsregierung und das Reichs -^Parlament werden nochmals zu untersuchen haben , ob
und inwieweit stas Kapital bezw . das Großkapital zur
Steuer herangezogen werden kann. Viele Finanz - unb
Wirtschaftssachverständige sind der Meinung , daß die
Höchstgrenze schon längst erreicht ist . Jedoch auch dann ,
wenn man der Meinung zuneigen sollte , daß das
Großkapital noch größere Opfer zu bringen vermag , wird
man die Summe von 60 Milliarden Papiermark als
sthantasrisch bezeichnen müssen. Welche Zerrüttung aber
«ine noch stärkere Belastung des Kapitals in finanzieller ,
wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht für die Massen des
Volkes mitRich bringen müßte , daran scheint die Repa -
ratronskommission überhaupt nicht gedacht zu haben . Und
der unaufhaltsame Strlrz unserer Valuta bekümmert sie
offenbar überhaupt nicht.

Die Reparationskommission hat mit ihrer neusten Ent¬
scheidung klar erkennen lassen, daß sie einfach nicht be¬
fähigt ist, das große Problem der Reparation am rich¬
tigen Ende anzufassen. Es ist und bleibt ein Unsinn , den
Schuldner mit neuen Forderungen und neuen Schikanen
zu überschütten, gleichzeitig aber durch diese Forderungen
und Schikane» seinen Kredit zu untergraben und die Mög¬
lichkeiten zu seiner Gesundung zu vernichten . Es ist durch¬
aus nicht ausgeschlossen, daß unsere ehemaligen Gegner
einen sehr erheblichen Teil der im Londoner Ultimatum ge¬
forderten Gesamtsumme erhalten werden . Aber selbst¬
verständlich muß man uns zur Abzahlung Zeit lassen.
Vor allem aber darf matt uns nicht durch eine törichte
Politik in einen Zustand versetzen , der diese Abzahlung
erschwert . Verständnisvolle Hilfe und Unterstützung ist
es , was wir gebrauchen. Sie wäre , vom Standpunkt un¬
serer ehemaligen Gegner aus gesehen, die beste finanzielleund wirtschaftliche Methode , um den eigenen Ländern
Nutzen und Vorteil zu verschaffen .

Wie gemeldet wird , ist die Entscheidung der Repara -
tionskommisfion erst nach langen und recht erregten De¬
batten zustande gekommen. Wieder hat sich der Gegensatz
zwischen der englischen und ftanzösischen Auffassung in
voller Schärfe bemerkbar gemacht. Aber ganz offenbar
ist bei dein Kompromiß , das dann (angeblich auf belgische
Vermittlung hin) geschlossen wurde , die englische
Auffassung im wesentlichen unterlegen .
Wieder ist es F r a n k r e i ch gewesen, das eine unheilvolle ,
für ganz Europa höchst gefährliche Entscheidung erzwun¬
gen hat . Absolut bindend ist ja diese Entscheidung noch
nicht . Vor allem haben wir selbst noch durchaus die Mög¬
lichkeit , Abänderungen zu beantragen . Und ferner hat
sich ja die Konferenz der alliierten Finanz mini¬
st e-r , die demnächst wieder zusammentreten wird , Vorbe¬
halten, die Enffcheidung der Retzarationskommission zu
prüfen .

Auf alle Fälle aber ist durch die Enffcheidung die poli¬
tische und wirtschaftliche Lage Europas von neuem vor
eine Krisis gestellt worden . Unter der allge¬
meinen Beunruhigung werden natürlich die besiegten und
wirtschaftlich schwachen Staaten besonders zu leiden haben.
Sicher wird auch Frankreich nicht gerade davon erbaut
sein, wenn nun die deutsche Papiermark noch weiter sinkt.
Man kann sich nicht an den Gedanken gewöhnen , daß bei
der ftanzösischen Politik überhaupt noch Beweggründe der
Vernunft mitsprechen, sondern man muß fattisch anneh¬
men . daß auch heute noch trotz aller Ansätze zum
Besseren der Bernichtungswille die Si¬
tuation beherrscht . Efft dann, wenn dieser Ver »
nrchtungswille Frankreichs einmal in sich zusammengebro¬
chen ist , wird Europa wirklich gesunden können !

Die Note '
der Ikeparatioriskornmission.
Die Entscheidung der Reparationskommifiio», die gesternnach Deutschland abging , geht, wie das SL .T .-B . auS Pari «!meldet , dahin , daß Deutschland im Jahre 1922 720 Millivne «Goldmark m bar und für 145» Millionen Goldmark in Dach,

lieserungen zu leisten hat . Bis jetzt hat Deutschland281843920 .44 Goldmark geleistet; infolgedessen sind noch!438 051079 .51 Goldmark zu bezahlen und zwar wie folgt :18 051079 .51 Goldmark am 15. April, je 50 Millionen am15 . Mai , am 15. Juni , am 15 . Juli , am 15 . August, am 18.September und auriß . Oktober, je 60 Millionen Göldmark am18. November und am 16 . Dezember . Von den Sachleistungengehen 960 Millionen Goldmark an Frankreich der Rest an die
übrigen Alliierten . Als Sachleistungen werden die Erträgnissedes britischen Recovery Act und alle durch ähnliche Disposi¬tionen eingegangenen Beträge anderer alliierter Regierungenauf Grund der Entscheidung vom 3. März 1921 angesehen.Sollte eine Obstruktion der deutschen Regierung oder ihrenOrgane in den Sachlieserungen festgestellt werden, dam, war «der dadurch entstandene Fehlbetrag Ende 1922 in bar z»entrichten . Hinsichtlich der Fiuanzreform stellt die Repara -
tionSkoylmisfion in einem au den Reichskanzler gerichtetenSchreiben fest, »daß das Steuerkompromiß weder den Ver¬
pflichtungen Deutschlands, noch seiner ZahlungSmöglichkeltentspreche"

. Die Reparationskommission stelle deshalb ick
klarster Weise fest, daß sie eine tiefergehende Finanzreformund ein „Aufgeben der bisher begangenen Jrrtümer erwarte ".Das Budget der auS dem Friedensvertrag entstandenenLasten belasse ein Defizit von 171 Milliarden Papiermark da»mit dem Defizit aus dem außerordentlichen Budget und dem
Budget für den öffentlichen Dienst ein Gesamtdefizit von
183ZL Milliarden ergebe. Das Defizit von 171 Milliarden sei— das müsse anerkannt werden — hinsichtlich der Reparation »,
schuld auf dem bis jetzt bestandenen Zahlungsplan aufgebaut .Der . provisorische Aufschub , der von der Reparationskommis¬sion für die Zahlten des Jahres 1922 gewährt worden sei .werde dieses Budget um ungefähr 60 Milliarden vermindern .Aber die Budgetberechnung sei auf Grund eine» Kurses von45 Papiermark für eine Goldmark erfolgt, tvährend der Ta -
geskurs 70 Papiermark sei . Das Nettodefizit von 126 Mil¬liarden werden also bald überschritten werden, eS sei denn,eine wesentliche Verbesserung de» Wertes der Papiermarktrete ein.

Es sei erklärt worden, daß das Deutsche Reich sich anschicke,ein« innere ZwangSanleihe aufzulegen, aber der Reparation «,
kommisfion sei kein Plan vorgelegt worden, der genügend»Garantien dafür biete, daß den Verpflichtungen aus dem
Friedensvertrag Genüge geleistet werden könne . Deshalb seidie Reparationskommission der Ansicht, daß die Lasten au«dem Friedensvertrag progressiv und rasch in das Budget ein¬
geschrieben werden müßten in vollrm Maße, in dem di« Ein¬
künfte Deutschlands dazu imstande seien, und daß das Kapt -
tal 'Deutschlands die übrigen Lasten aufbringen müsse , sei egauf dem Wege der Anleihe oder direkter Erhebung .Die Reparationskommisston sei oer Ansicht , daß schon da«
Budget für 1922 einen bedeutenden Teil der herabgesetzten
Zahlungen decken müsse und daß der andere Teil durch eine
Kapitalsteuer aufgebracht werden müsse. Am die Aufgabender deutschen Regierung zu erleichtern, sei die jetzige Eutschei-
düng getroffen worden. Es müsse aber wohl vefftanden sein,daß der Zahlungsplan für 1922 nur provisorisch sei und dessen
endgültige Aufrechterhaltung von der strikten Beobachtung dev
Bedingungen abhängig sei, die Deutschland auferlegt würden ,

Diese Bedingungen sind die folgenden :
1 . Was daS Budget anbetrifft :
a ) Alle in der Note der deutschen Regierung vom 28 . Januar

angeführten Maßnahmen , für die ein Zeitpunkt festgesetzt ist,müssen zum festgesetzten Datum ergriffen werden . Sind
diese Fristen verstrichen , dann müssen alle Maßnahmen inner¬
halb vierzehn Tagen erfolgen.

l,l Die neuen Steuern und Lasten , die im Programm pom86. Januar 1922 aufgeführt sind und die in Deutsibtanounter dem Namen Strnerkvmpromiß bekannt sind , müssenvor dem 30. April angenommen und in Kraft gesetzt sein .c ) Die deutsche Regierung muß unmittelbar einen Zusatz-
struerentwurf ausarbeite » und in Kraft fetzen, durch den im
Laufendes Budgetjahres 1922/33 eine Summe von mindesten»
60 Milliarden Papiermark zuzüglich der Einnahmen , die da¬
sogenannte Budget voffieht, ausgebracht wird. Dieser Gesetz¬
entwurf muß vor dem 31 . Mai angenommen und in Kraft
gesetzt sein und muß den Eingang von 40 Milliarden Zusab -
einnahmen vor dem 31 . Dezember 1922 sichrrstellen . Diese
neue Steuern muß die deutsche Regierung aussucheu. jedoch
wünscht die Reparationskommission, daß ein Svstein geschaffen
werde , das , lvenn möglich, eine neue und komplizierte Steuer¬
veranlagung vermeidet. Deshalb fordere die Kommission die
deutsche Regierung auf , ein System anzunehmen , duvch da»
der Belastungsschlüffel automatisch sich im Verhältnis der zu¬
künftigen Erhöhung der deutschen Schuld gegenüber der . Reichs¬
bank und im Verhältnis des Sinkens der Kaufkraft der Mar «
auf dem inneren Markt erhöht.

2. Was die Kontrvlle anbetrifft :
Alle gesetzgeberischen und BerovdnungSmaßnahmen aufGrund der getroffenen Entscheidungen der Reparationskom -

Mission sind dieser sofort mitzuteilen. Mer die Ausführungder Maßnahmen steuerlicher Art . die nach Realisierung de»
vorgeschriebenen Programm » aufgestellt werden, soll zwischenDelegierten der deutschen Regierung und der Reparations¬
kommission verhandelt werden. Die Reparationskommission
Werve durch den Garantieausschuß eine ziemlich umfangreiche

der L Geld-Lotterie zugunsten der Bud. Landesanstält für Säualinos- und Aeinkinderfürsorge .



fleimoUt aufctifrcn lcifltn , damit man sich in jedem Augenblicke
Machenschaft über die Ausführung der Steuergesetzgebung ,
nauienMch aber über den Eingang der Tteuern «blegenkönne .
Die RcparationSkommisfion werde auch Deutschland nötigen¬
falls auffordern , die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen ,
um die festgrstellten Mängel abzustellen und behalte sich Ent¬
scheidungen vor für den Fall , daß nach Bewilligung einer an -
gemeffencn Frist die als genügend erachtctenMatznochmen nicht
ergriffen worden sind . Die Entscheidung der Reparationskom¬
mission erstrecke sich auch noch auf die Ausgabrnvrrminderung .
Hierfür ist vorgesehen , das; im April eine Revision , der Aus¬
gaben im Budget erfolgen soll . Außerdem wird verlangt , daß
bis zsum 30 . April die Projekte einer inneren deutschen An¬
leihe vorliegrn und daß in das Studium der Bedingungen für
die Auflegung einer änderen Anleihe eingetreten werde .
Schließlich soll bis znm 30 . April ein Programm anrgestellt

- eben gegen die Kapitalflucht und ein Programm über die
Kontrolle der Bnsfnhrdevisen . Der Kontrollausschnß soll auch
mit der deutschen Regierung eine Prozedur schassen, um die
Kontrolle über die Ausfuhr und über den Eingang der De¬
visen tvirkungSvoller zu gestalten . Schließlich wird auch von
»er deutschen Regierung verlangt , daß sie alle notwendigen
Maßnahme » ergreife , um die Rückkehr der nach dem Ausland
geschafften Kapitalien zu ermöglichen . Um in Zukunft Kapi¬
talflucht zu verhindern und um den Einzug der schon ange¬
führten Kapitalien zu ermöglichen , wird die Reparationskom -
mission eine besondere Prüfung vornehmen . Endlich wird
verlangt , daß vor dem 31 . Mai gesetzgeberische Bfaßnahmen
ergriffen werden , um die volle Unabhängigkeit der Rcichsbank
gegenüber der deutschen Regierung sschcrzustellen.

Die deutsche Regierung soll auch vor dem 81 . Mai die Bor -
kriegvstatistik wirtschaftlicher und finanzieller Arl sicherstellen
und veröffentlichen . Tie Reparationskom Mission behält sich
übrigens vor , auf einzelne Fragen , die augenblicklich in der
Schwebe sind , in einer besonderen Mitteilung zuriickznkom-
men .

Nach den ergänzenden Informationen der Pariser Blätter
soll die Diskussion in den letzten Sitzungen der Reparations¬
kommission außerordentlich heftige Formen angenommen ha¬
ben . Sir Rodert Bradpury hat sich mit aller Entschiedenheit
den von Frankreich in einem Ausmaß geforderten überwa -
chnngsmatznalmcn widerfctzt, die das Deutsch ' Reiche auf ine
Stufe der Türkei herabgedrnckt habe» würden . Nach dem

„ Echo de Paris " hat die Kommission in mehreren Punkten die

Entscheidung der alliierten Regierungen anrusen müssen.

Die Desatzungslasten von
Düsseldorf und Duisburg .

Unter dieser Überschrift schreibt H . H . Bormann in der

»Grenzld . Korr .
" :

Ein Volles Jahr dauert nunmehr die Besetzung Von Düssel¬
dorf und Duisburg . Am 0 . März 1031 wurde über die beiden
Städte der schwere Druck der militärische » „ Santtionen " ver¬
hängt . Während die gleichzeitig in Kraft getretenen Ivict-

schiaftiichen „Sanktionen nach Unterzeichnung des Ultimatums
zum größten Teil wieder abgebaut ioorden find, bestehen die
militärischen , die Besetzung von Düsseldorf und Duisburg ,
ohne jeden Rechtsgrund noch heute . Tiefe Aufrechterhali ung
der militärischen „Sanktionen " bedeutet eine unheilvolle Er¬
schütterung des Rechtsgefnhls .

Düsseldorf und Duisburg stehen noch heute unter dem mili¬
tärischen Belagerungszustand , also ausschließlich unter Mili¬
tärherrschast. Die Ordonnanzen der Rhcinlcnckkominission haben
in diesen beiden Städten keine Gültigkeit . Alle . Macht , liegt
in den Händen des französischen und belgischen Generals . Wie

sehr eine solche Militärherrschaft in die bürgerlichen Rechte
der Bevölkerung , in das gewerbliche Leben , in die Freiheit
der Press« und in die Selbstverwaltung eingreift , liegt klar

auf der Hand .
Mit am schwersten wird die Bevölkeruirg bedrückt durch die

rigorose Beschlagnahme von Wohn - und Unterbringungsräu -

mrn für die Offiziere und Truppen . Obwohl in Düsseldorf ,
das Garnisonstadt war . Kasernen vorhanden sind, wurde »

»ußer diesen Kaserne .il eine Reihe anderer militärischer Ge -

Üäude, wie das Bczirkskommando , Militärgericht und ferner

zahlreiche Schulen und andere öffentliche Gebäude beschlag¬

nahmt . Zeitweilig waren mehr als 380 Schulklassen ihrer
Sdftimmung entzogen . Auch heute sind, trotzdem für die Br -

satzungstruppe « eigens ein größerer Kafernenneuvau errichtet
weiden mußte , noch 2 Schule » ganz von Truppen helegt . Eine
weitere Schule ist für den Unterricht der Kinder der Besat -

zungsantzehörigen beschlagnahmt . Für Offiziere und teil¬

weise für die Unlc -. oringung von Unteroffizieren mußten Bür¬

gerhäuser zur Pe.rsügung gestellt werden . Bis zu 1288 solcher

Landesweater .
Ans der Theaterkanzlei wird uns geschrieben : Die Erst¬

aufführung von „Stella " anr Samstag den 25 . März bringt
diese Jugenddichtung Goethes auch hier in ihrer ursprüng¬
lichen Fassung als das ./Schauspiel für Liebende " und nicht
als Tragüvie , nachdem in letzter Zeit schon andere namhafte
Bühnen beispielgebend vorangiltgen . — Die Literaturgeschichte
kennt mehrere bedeutsame Versuche, das doch wohl nicht erst
künstlich konstruierte Problcin der gleichzeitigen Wiebe des Man¬
nes zu zwei Frarien dichterisch zu gestalten und den darin
beschlossenen Konflikt einer Lösung entgegenzufichren . —

Goethe läßt in seiner „Stella " selbst die Geschichte des Grasen
von Gleichen erwähnen und selbstverständlich kannte er die

tragische Doppelliebe Jonathan Swift 's zu Esther Johnson und
Esther Vanhomrigh , deren Andenken als „Stella " und „Va¬

nessa " damals auch außerhalb des gebildeten Englands noch
lebendiger war als heute . Aus der Leipziger Zeit werden ihm
Christian Felix Weiße 's Lustspiele „ Amalie " und „Großmur
für Großmut " im Gedächtnis geblieben sein und auch Lessings
„Miß Sarah Sampson " be,nicht sich ja um die dramatisch -

dichterische Berlvertung von Hcrzenswirren dieser Art . End¬

lich sich er auch aus unmittelbarer Nähe die Seelcnnot des

Freundes Jacobi , der zwischen Elisabeth , seiner Gattin und

Johanna Fahlmer qualvoll hin - und hergeworfelt ward . Wie

hätte ihn , den noch mit dem Gefühlsüberschwang seiner Wer¬

th« r sichre Ringenden , ihn , dem noch das hohe Bild Friederikens
« » klagend vor der Seele stand, während die Leidenschaft für
die schöne Lili Schönemann von den Zweifeln an der Echt¬
heit seiner Gefühle wie an seiner Zukunft überschattet war ,
— wie hätte ein Konflikt wie dieser ihn nicht reizen und drän¬

gen sollen , ihm dichterische Gestalt zu geben , um sich dadurch
von seinem Druck zu befreien . Die Lösung freilich , die er
wagte , setzte sich in schroffsten Widerspruch zum bürgerlichen
Ehebegriff und wurde ihm heftig genug verübelt . Heute darf
wohl gesagt werden , daß es unbillig wäre , diese „ Lösung "

allein aus ihre moralische Zulässigkeit hin zu beurteilen . Sie
darf vielmehr beanspruchen , Äs der durch schickialsmäßige Ein¬
flüsse bedingte Ausdruck eines im Sturm und Drang seines
iuaendliche « Erlebens noch ungekkärtei, kraftgenialischen Dich-

Offi ^ rsqusrtiere wurde » zcit« eili,scf »rdett , und tzrutr n»ch
find über 388 Wohnungen von je 2 bis 8 Räume » i» Düffel -
darf beschlagnahmt . Auch eine größere Anzahl von Lür » -
räumen ,nußten für die Besatzungsbehörde frei gemacht wer¬
den . In Duisburg ist die WohnungSbcscblagnahmung noch

Süßer ; denn Duisburg hat im Frieden niemals Militär ge¬
bt und verfügt deshalb über keine Kasernen . Hier sind bis

zu 28 Schulen , ferner zahlreiche Tnrnhallen « nd Säle , be-
fchlagnahnit worden . Außerdem mutzten bis zu 1285 Privat¬
quartiere bcrcitgcstellt werden . Heute , wo die Besatzung in
Duisburg von einem Bestand im Mm v . >J . 25 000 Mann auf
4500 Mann zurückgegangen ist, sind immer noch 6 Schulen
und 34 Säle als Maffenquartiere beschlagnahmt . Außerdem
beansprucht heute noch die Besatzung 593 Privatquartiere mit
1115 Zimmer » und 254 Küche » . Die Stadt Duisburg , die
wie jede Großstadt sehr unter Wohnungsnot zu leiden hat
<es fehlen in Duisburg 11 000 Wohnungen ), hat seit Juli v.
I . wiederholt sich bereit erklärt , kasrrneumäßige Baracken für
die Unterbringung der Besatzungstruppeu bauen zu lassen .
Die belgische Besatzungsbehörde hat aber hierzu bis jetzt ihre
Zustiminung noch nickt gegeben . Sic stellt vielmehr an die
Stadt das dreiste Ansiniwn , sie solle zuerst lxscheinigen , daß sie
die Baracke« aus eigenem freien Willen bauen werde , also
gewissermaßen aus Wohlwollen für die Besatzungstruppe » .
Die Einquartierungslasten in Duisburg haben in dem einen
Jahr Besatzungszeit insgesamt 48 Millionen Mark Unkosten
verursacht .

In Düsseldorf hat die beschleunigte Herstellung der Kaser¬
nenneubauten einen Kostenaufwand von 30 Millionen Mark
verursacht . Zur Ausstattung vo» Quartieren mußten weiter
bisher 28 Millionen Mark ansgewendet werden . Bauliche
Änderungen in Massen - und Einzelquartiercn , die auf Befehl
der Besatzungsbehörde ansgeführt werden mußten , verursach¬
ten außerdem noch etwa 18 Millionen Mark Kosten . Auch die
Verteile , die fick die Besatzungstruppen aus eigener Machtvoll¬
kommenheit zug/siehcn , verursachen der Stadtverwaltung er¬

hebliche Koste » . So müssen in Düsseldorf sämtliche Militär .

Personen , mit Ausnahme der Offiziere , auf der Straßenbahn
gegen eine Bergütung von 8.58 M . befördert werden , während
der Mindestfahrpreis für die Zivilbevölkerung 2 M . beträgt .
Das bedeutet natürlich einen erhebliche» Einnahmeausfall .
Der EinnahnieanSmll in den städtischen Theatern , Ivo jeden
Abend zwei Logen und eine Anzahl anderer Plätze unent¬

geltlich der Besatzungsbehörde zu Beringung gestellt werden

tnüffen und wo überdies auf allen anderen Plätzen die Mili¬

tärpersonen nur die Hälfte des eigentlichen Eintrittspreises
bezahlen , beträgt im Monat 60 000 M . Bei militärischen Em¬

pfängen und Paraden müssen die Straßen auf Kosten der

Stadt mit Sand bestreut und oft stundenlang gesperrt werden .
Die Straßenbahnen können lvährend diesen Stunden zum
großen Teil nicht verkehren . Der Verlust an Fahrgeld aus

solchen Anlässen ist mit einigen Hunderttausend Mark noch

niedrig bemessen , ganz abgesehen von den weit größeren wirt¬

schaftlichen Schäden derartiger sinnloser Verkehrsunterbm -

dungen .
In Düsseldorf mußte die rund 1200 Mann starke grüne Pott -

zei beim Einrücken der Besatzungstruppen sofort auf 600

Mann verringert werden . Eine Verstaatlichung der blauen

städtischen Polizei , die in Düsseldorf wie auch in Duisburg

bereits in die Wege geleitet war , ist von der Besatzungsbe .

Hörde verboten worden . Der Oberbürgermester von Duisburg ,
der in einer Sitzung der Stadtverordnetenversammlung diese

Frage der Verstaatlichung der Polizei einmal erwähnte , wurde

soforl protokollarisch vernommen und verlvarnt . Dabei genu .

gen die vorhandenen städtischen Polizeistreitkräfte in beiden

Städten keineswegs , um die Sicherheit zu gewäh^lelsten , denn

ihre Bewaffnung ist völlig unzureichend . In Duisburg kommt

auf je drei Polizisten ein. Karabiner . Wie wenig die Besät -

zuugsbehördc selbst für Sicherheit svrgt, zeigt folgender « or-

fall : Während der kvmmunistische« Unrlchen wnr ein Anschlag

auf die Banken geplant . Die Stadtverwaltung von Duisburg ,
die davon Kenntnis erhielt , bat die belgisch« « esntzungsbehörde
um Hergab« von Waffen für die Polizisten . Das wurde ver-

weigert , jedoch der Stadtverwaltung auferlegt , unbedingt für

die Sicherheit zu sorgen . Die Belgier selbst taten nichts .

Zahlreich sind in Duisburg die Fälle von Roh -itsauSschrei -

tungen der Besatzungstruppe » . Allein in den letzten Monaten

sind über 258 derartige Fälle vorgekommen . Besonders wird

in den Arbeitervierteln die Bevölkerung stark von den bel¬

gischen Soldaten belästigt . Die Kontrolle , der Patzauswene
durch die Patrouillen ist direkt zu einer Paßfchikane ausge¬

wachsen . Die Patrouillen zeigen überhaupt große Willkür .

OsterS lösen sie Versammlungen auf , auch solche, die vorher

regelrecht von der Besatzungsbehörde genehmigt worden sind.

In Düsseldorf sind in einem Jahre Besatzungszeit
über 180 Personen zu teils erheblichen Freiheitsstrafen und

über 480 Personen mit Geldstrafen , darunter mehrere bis

zu 10 000 Mark, bedacht worden . 47 Personeri wurden aus

Düsseldorf ansgewiesen . In beiden Städten findet noch heute

tergemnts hingenoinmen zu lverden , das — wie seinesgleichen

zu allen - Zeiten — die mißratene Welt spielend aus den An¬

geln leben zu können wähnte . _ „ „
Ei » reifes Geschlecht darf fordern , daß ihm Goethes „Stella

als Dokument eines der größten Repräsentanten ,
der sich

immerdar strebend und irrend bimiMjenbcu Menschheit so dar-

geboten werde - wie es der eigentlicheil Absicht nach zuerst

ans seinem Geist hervarging .

Hridklberger Akademie der Wissenschaften
(Stiftung Heinrich Läiiz ) .

Mathematisch -naturwissenschaftliche Klasse. Schling am 21.

Februar 1822 . Vorsitz: A . Kossel.
1 . Der Sekretär gedenkt des Verlufles , den die Akademie

durch den Tod ihres Mitgliedes , Herrn Alexander Goette

erlitten hat _
2 . HerrA - Kossel legt eine Mitteilung desHerrn S - Edl -

bacher (Heidelberg ) über , die O xch p r ot e i n sa u re der

Harns vor . Die von BoudzynM und Gottlieb entdeckte Pro¬

teinsäure wurde bisher immer für eine hochmolekulares Ei -

weitzabbauprodnkt gehalten , ohne daß genaueres über ihre Kon¬

stitution bekannt war . Es wird gezeigt , daß sie aus einem

Kohlehydrat besteht, dessen Osazon analysiert wurde und mit
der Zusammensetzung eines Tctrosazons übereinstimint utid

daß außerdem Harnstoff und eine amorphe Substanz aus ihr
entstehen . Leirose würde den ersten natürlich vorkommenden
Zucker mit 4 Kohlenstoffatomen därpelleii . Die amorphe Sub¬

stanz zeigt große Ähnlichkeit mit dem seinerzeit von D . Moor

beschriebenen Urcin und zerfällt unter gewissen Bedingungen
ebenfalls in Harnstoff . Aminosäuren können nur in minimal¬
sten Mengen enthalten sein .

3. Derselbe referiert über eine,Arbeit des Herrn Kurt Fe¬
lix (Heidelberg ) über „Histon " . Der Verfasser hat einen

Beitrag zur näheren Kenntnis de» Histons geliefert , indem er
die Spaltungsprodukte untersucht hat , welche vdi der Einwir¬
kung des Pepsins aus diesem Eiweißkörper hervorgehen . Außer
dem bereits bekannten „.Histopeptcm" bilden sich noch andere
Körper, welche reich an basischen Bausteinen find . Daneben

entstehen Dipeptide von Monamidosäuren .
4 . Es wurden geschäftlich « Angelegenheiten erledigt .

j eine Zensur , und, zwar eine »ffenr und ein « geheime durch
die Besatzung statt . Auch die gesainte Verwaltung unterliegt
der ubertvachung . Berichte an Borgesetzte und Verfügung « »
an unterstellt « Behörden müssen der Besatzungsbehörde gae
Genehmigung vorgelegt werden . Ebenso sind alle Ernennun -
gen , Versetzungen und Entlassungen , ja sogar alle über vre»
Wochen währende Beurlaubungen von Beamten in leitende » '

Stellung , Lehrern und Polizerbeamten , der Besatzungsbehörde
«mzuzeigen .

Daß natürlich auch die Presse in diesen unter dem Belage¬
rungszustand stehenden Städten schwer zu leiden hat , ist
selbstverständlich. Jede Erörterung der .Kriegsschuld , auch
wenn sie völlig unter innerpolitischem Gesichtspunkte erfolgt ,
ist verboten . Während der Abstimmung i „ Oberschlesien
waren alle Aufsätze und Abhandlungen über Oberschlefien
unter Vorzensur gestellt . In Duisburg sind fast sämtliche
Zeitungen schon von einem Verbot betroffen worden . In Düs¬
seldorf wurden das „Düsseldorfer Tageblatt

" und die „Düffel ,
dorfer Zeitung " wiederholt verboten >rnd ihre Schriftleiter mit
Gefängnis bezw . Geldstrafen bedacht .

Die schlveren Besatzungslasten , welche die beiden großen
Industrie - und Handelsstädte zu tragen haben , die Rechts -
unfichcrheit , die durch den immer noch lvährenden Belage¬
rungszustand hervorgerufen ist, haben ungemein schwere Fol -
gen für das gesamte wirtschaftliche Leben Die städtischen
Finanzverhältniff « in beiden Städten sind auf das schiverste
gefährdet . Es wird höchste Zeit , daß dem Abbau der wirt¬
schaftlichen Sanktionen möglichst bald auch die Beseitigung de«
militärischen Sanktionen folgt und Düsseldorf und DnisvurA
von der Besatzung befreit werden .

Die Lteuervorlage im
Meiebstage .

In der gestrigen Reichstagsfitznug wurde znnäctsst bekannt
gegeben , daß die deutschnalionale Interpellation gegen die
Zuteilung der 5 Weichfeldörfcr an Polen innerhalb der ge-
fchästsorduungsmäßigen Frist beantwortet werden wird . Der
Gesetzentwurf über die Bereinigung von Pyrmont mit Preu¬
ßen wurde in zweiter Lesung nach dem Ausschutzantrag « n-
genommen . Gleichzeitig wird eine Entschließung des Aus¬
schusses augenommen , die eine vollständige Einverleibung de-
Landes Waldeck in Preußen in den verfassungsmäßigen For¬
men gnregt . Eine kommunistische Entschließung , die auch
die Selbständigkeit der beiden Lippe und anderer kleinen
Bundesstaaten aufhebeu will und sich für den deutschen Ein¬
heitsstaat ausspricht , wurde abgelehnt .

Es folgte die zweite Beratung des Kapitalverkehrssteuer -
gesetzes. Das Gesetz vereinigt in sich die Gesellschaftssteuer ,
hie Wertpapierstencr , die Börsenitnisahsteuer , die Aufsichts -
ratsstener und die Geivevveanschaffungssteuer . Die Steuer !
soll alles das erfassen , was durch die übrigen Gesetzenlwürf «
noch nicht erfaßt ist. Der Reichsstempel soll durch die Ge¬
sellschaftssteuer von 5 auf 714 Prozent erhöht werde », bei Ge¬
sellschaften m . b. H . mit einem Stanunkapital bis zu 100 008
Mark sich aber auf 3 Prozent ermäßigen . Die Wertpapier¬
steuer setzt für Obligationen eine Steuer von 4 Prozent fest,
für inländische Schuld - und Rentenverschreibungen 14 Pro¬
zent , für ausländische 2 14 Prozent , für die übrigen Wert¬
papiere 714 Prozent . — Die Börsenumsatzsteuer soll die Pri¬
vatgeschäfte an her Börse besonders besteuern . Die Aufsichts -
ratsfteucr beträgt 20 Prozent der Auffichtsratstantieme .

Diesen Vorlagen hat der Ausschuß zugestimmt , dagegen
beantragt , die Gewerbeanschaffungssteuer ähzulehnen . Di «
sozialistischen Abgeordneten fordern eine Verschärfung detz
Steuersätze .

. Dann folgte die zweite Beratung der Rotielle zum Umsatz»
steuergesctz. Die Regierungsvorlage wollte neben anderen
Perschärfnngeu den Steuersatz von 114 Prozent aus 2/ ) Pro¬
zent erhöhe» . Der Ausschuß beantragte eine Erhöhung auf )
9 Prozent . —> Unter den Zweigen für die Erhckh>rng der Um - .
satzsteuer sind' auch die Zeitungsanzeigen ansgeführt . Die !
tznseratensteuer soll sich nach § 26 staffeln , d . h . der Höh« >
der Jnserateneinnahme .

Die Steuer beträgt für eine jährliche Jnsrrateneinnähm » ,
von 200 000 SW. 1 Prozent , für die nächsten- 200 000 M .
Prozent , steigen - für jeden weiteren Betrag von 200 000 M .
um 2 bis 8 Progenst für die nächsten 100000 M . 314 Prozent ,
von den darüber hinausgehenden Beträgen 4 Prozent .

Äbg . Brodaus (D . ) beantragt , den HandelsbertreterumsaG
steuerfrei zu lassen .

Abg . Hammer iTn . Vp .) verlangt Sicherheiten dagegen , daß
der deutsche Kunsthandel durch die höhen Steuersätze nicht
erdrosselt wird .

Abg . Breitscheid ( U . S .) bezeichnet die Umsatzsteuer als eine
unerträgliche und ungerechte Belastung der breiten Massen ,
die ohne Rücksicht auf die Wirtschaftskraft des Steuerzahlers
erhöben wird .

Abg . .Hartleib (S .) : Me informierten Handels - und Jndn -
striekreiie haben hei der herrschenden Warenknappheit die be¬
vorstehende neue Umsatzsteuer miteinkalkuliert . Die gesetz¬
lichen Bestimmungen bedeuten also nur eine Sanktionierung
des tatsächlichen Zustandes . Wären die Unabhängigen nicht
so gewisse »los gewesen , die Einheitsfront der Arbeiter zu
zerstören , hätten wir das Konrpromih mit den Bürgerlichen
nicht gehraucht . Auf die Steuerfteiheit der iGenossenschaftest
haben wir schweren Herzens verzichtet . Nun niüssen aber di«
Bürgerlichen auf Anträge verzichten , die das Gesetz 8« '
fährden .

Abg . Frau Markwin (Komm . Arbeitsgem .) lehnt die Steirq «
ab . Bei der ungeheuren Verteuerung der wichtigsten Lebens¬
mittel bedeutet die erhöhte Umsatzsteuer eine unerträglich «
Belastung der Arbeiterschaft . In die Familien werden Krank¬
heit , Hunger und Seuche als Folge dieses Gesetzes einziöhen ,
die Prostitution wird in ungeheurem Maße zunehmen . Man ;
sollte die letzte Steuer in größtem Maße an die Stelle ldeH
Uinsatzsteuer setzen.

'Abg . Hiillein (K .l : Die Sozialdemokratie genehmigte di«,
Umsatzsteuer mit Rücksicht auf die ErfMüngspolitik , tatsäch¬
lich will sie öber nicht den ' Interessen der breiten Massen :
dienen . Sie wirft alle sozialistischen Prinzipien über BorH
und drückt Ferdinand Lassalle und August Bebel mit Lhr«U
Bekmnpfung der indirekten Steuern an die Wand . Sogar
von Hewrmmen wird für ihre verbrecherische Tätigkeit bei
Abtreibungen die Steuer erhöben, auch die Einnahmen de«
Prostituierten werden nicht verschont , Redner verlangt Ab¬
lehnung des UmsatzsteriergeseheS .

Der Antrag Höllein (K.) wird abgelehnt , der deutschnatio¬
nale Zusahantrag über die Steuerfreiheit der Generalver¬
treter , der sich mit einem demokratischen Anträge deckst wird
iwch Befürlvortung durch den Abg . Helfferich «Du . Pp .) und
Brovauf iD .) abgelehnt .

Win Antrag Behrens (Duatl . ) , Erzeugnisse der Kleingarten »

Wirtschaft und der Kleinlandwirtschaft bei der Entnähme , fü «
den eigenen Bedarf von der Ilnisatzsteuer freizulassen , wibtz
angenommen . Ein Antrag der Unabhängigen , für den auch
Abg . Koenen (Komm .) . unter schärfsten Angriffen auf di«
voiksverräterifche Haltung der Mehrheitssotzialfften eintritt ,
will ffir die Genossenschaften und Konsumvereine die Steuev »

befreiunq wieder Herstellen.
Abg . Sa « « « « <Soz .) : Die Konsumlyereine haben d̂ie bichq

heriae Nmtatzstener tragen können . Sie werden , anck i >'üt



Dicht ruiniert werden. Warum haben sich k» e Vertreter > r
Denoffenschaften nicht gerührt ? '

«her den unäbhÄgigen Antrag auf Neubchandlung der
Keuoffenschasten wird namentlich abgestimmt . Der Antrag
tmrd mit 287 gegen 68 Stimmen abgelehnt , ebenso der fast
gleichlautend kommunistische Antrag , — tz 2 wird daraufhin
tzmgenammeu.

Ks wird sodann eine weitere Reihe von Paragraphen an¬
genommen, darunter § 13, der die Hohe der Umsatzsteuer mit
- Präsent festsetzt. Au 8 37 sIJnferatenfteuer ) befürwortet
Dbg. Bruhn -lDeutschnational ) einen Antrag , die Inseraten «
» euer für die ersten 200000 Mark des vierteljährlich verein«
« Hinten Entgelts auf 1 Prozent , für die nächsten 200 OM
Mark auf VA Prozent zu bemessen , darüber hinaus soll die
Vprozentige Steuer eintreten . Der Antrag will namentlich
die kleineren Zeitungen schützen . Auch die Organisation &>5
Aeitungswefens habe ihr Wünsche in dieser Richinng aus¬
gesprochen .

«Abg . Korne» <Ämmn.) und Äbg. Höllein (Komm .) wenden
iftch dagegen, der Stinnespreffe , nachdem die breiten Mafien
M aufs äußerste ausgeplündert seien, solch« Vorteile zuzu-
ischanzen.
' Abg. Hertz sillSP .) befürwortet in der Ausschußfaffung das
Kalenderjahr statt des Kalcndervierteljahres zur Berechnung
>chnzu setzen.
• Der Antrag wird abgelehnt , ebenso der deutzschnationaleAn¬
trag . Dafür wird ein Antrag deS Zentrums , der Sozial¬
demokraten, der Deutschen Bolkspartei , der Demokraten , der
Bayrischen Volkspartei mit den Stimmen einiger Deutsch-
nationaler angenommen , der hie besondere Jnserateusteukr
Hefeitigt und für die Inserate durchweg ohne jede besondere
.Staffelung 2 Prozent Umsatzsteuer ansetzt. Wie MÄhrheits-
-sozialiften und die «bayerische Bolkspartei stimmen geschlossen'
Fegen den Antrag , den die Mehrbcitssozialisten nur infolge
eines Versehens mit unterzeichnet hatten .) Das Resultat der
Abstimmung wird von verschiedenen Selten bezweifelt. Als
«Termin für da -? Jnkrastreten de? Nmsatzsteueraesetzes wird
«n namentlicher Abskimmnna mit 130 gegen 100 Stimmen bet
Äb Stimmenthaltungen der 1 . Januar 1922 festgesetzt . Damit
ist die zweite » eäing des Umsatzfteuergesetzes erledigt .
' Donnerstag Fortsetzung der Stenerberatung .

Dolitiscbe Neuigkeiten.
Der ibaushaltsplan d.« eicdseisenbabnen .

Der Hauptausschuß des Reichstags verhandelte am Diens¬
tag den Haushaltsplan der Reichseisenbahnen.

Reichsverkehrsininister Grüner berichtete ausführlich über
die gegenwärtige Lage der Reichseisenbahn. Der ordensi' che
Laushalt schließe einschließlich eines noch zu erwartenden

(Rächtragsetats mit 97 Milliarden Mark , der anßerordcntllche
.Haushalt mit 17 Milliarden Mark . Die Einnahme aus dem
iPersonenverkchr betrugen 11,6 Milliarden Mark , aus deur
Güterverkehr 33,8 Milliarden Mark . Die sonstigen Einnah -
'
men beliefen sich aus L,1 Milliarden Mark , die Ausgabeit für

i« ehälter und Löhne stellten sich aus 52 Milliarde »» Mark, für
Fachliche Ausgaben seien 60,4 Milliarden Mark notwendig . Der
jSchuldendienft beanspruche 4,4 Milliarden Mark, der Betmebs-
mberschuß betrage 4L Milliarden Mark . Damit sev der Fehl-
-betrag , der noch im vorigen Jahre vorhanden war , befertigt.
»Aufgabe der Eisenbahnverwaltung müsse es sein, im kommen¬
den Wirtschaftsjahr mit aller Energie und Rücksichtslosigkeit
»weiterhin dafür zu sorgen, daß der Haushalt in» Gleichgewicht
bleibe. . . .

Der Minister zog dann einen Vergleich zwilchen den dre,
ersten Haushaltsplänen der Reichseisenbahn für die Jahre

>1920, 21 und 22 . Der Haushaltsplan 1920 sei nichts anderes
.als eine Feststellung des Standes der Länderunternehmungen
'« wesen . Damals fei ein Fehlbetrag in Höhe von 15
Milliarden Mark vorhanden gewesen. Er habe da¬
mals einen Operationsplan aufgestellt zur Sanierung der
Etsenbahnwirtschaft, worin vorgesehen sei, daß der Fehlbotrag
innerhalb von drei Jahren besoitgt werde. Dieser ursprüng¬
liche Sanierungsplan habe naturgemäß mit e,ner bewußtere

'Schonung der Tarife gerechnet. Der plötzlich eintretende Sturz
der deutschen Valuta habe jedoch zu einer Änderung dieses
« laues gezwungen, auch aus außenpolitischen Grunde » sei
eine Balanzierung deS Etats notwendig gewesen. So s« fce
Sanierung der Reichsbahn gelungen » allerdings mkt straffer
Hstraufführung der Tarife , schon ein Jahr früher , als - ur¬
sprünglich beabsichtigt gewesen sei . Den» Etat 1922 hatten
folgende Preiserhöhungen der Eisenbahnmateriallen zugrunde
gelegt werden müssen: für Kohle das 73fache , für ^ chrencn
bas 64fache, für Eisenschwellen das 70fache , für Holzschwellen
bas 50fache, für Kiefernholz das 48fache , für Petroleum das
Mache , für Stabeisen das 77fache , für Kupferblech das Svfache
Les Friedenspreises von 1913 , also durchschnittlich das 68fache
b»s Friedenspreises .

Der Minister machte dann darauf aufmerksam , daß vom
1. April an angesichts der riesigen »Steigerung der Material -
Preise und der Erhöhung der Gehälter die Gütertarife emt
4stprozentige Steigerung erfahren würden . Was die Personal¬
politik der Reichsbahn betreffe, so handele es sich im Augenblick
weniger um Arbeiterfragen als um Probleme des Beamtea -
»rchts, die sicherlich sehr viel schwieriger seien. Der Minister
betonte, er »volle vermeiden , auf den mm glücklich der Vergan¬
genheit angehörenden Streik der Reichsgewerkschaft zurückM-
kommen. Unzweifelhaft sei eine gewisse Beruhigung unter
der . Beamtenschaft jetzt eingetreten . Die Masse der Beamten¬
schaft stehe a»ts einem durchaus vernünftigen Boden, Er
verschließe sich Nickt der Ansicht , daß, wenn der Staat das Recht
fordere , daß der Beamte keinesfalls streike « dürfe , der Staat
dann aber auch die unbedingte Berpslichtung habe, ausgiobi«.
für seine Beamtenschaft z» sorgen, und zwar in einer Weis«,
daß die Beamtenschaft aus jeder wirtschaftlichen Not hcraus -
kömme . Eines ohne das aridere lasse sich uicht verteidigen . An
Disziplinarverfahren seien ruird 350 anhängig , eingestellt seien
bisher rund 120, von Kündigungen bei kündbaren Beamten
seien insgesamt 233 aufrechterhalten wavden

Was die Aussichten der Reichseisenbahacn betreffe, so habe
er, der Minister die feste Überzeugung , daß das Unternehmen
der Reichsbahn in seinem inneren Keim absolut gesund und
auch finanziell gesund sei . Natürlich bedürfe es einer gewiffe »
Zeit , um die Schäden wiedergutzumachen , die der Krieg im
Eisenbahnwesen verursacht habe. Auch was durch den Acht¬
stundentag ausgefallen sei , müffe wieder hereingehott werde» ,
aber er sei überzeugt, daß die Reichsbahn für das deutsche
Volk den wertvollsten Besitz darstelle, sofern es nur Geduld
habe. Im neuen Jahre würden , nachdem nun der Etat da-
lanziere , die Leistungen von Monat zu Monat weil« steig«».
Allerdings dürfe darüber kein Zweifel bestehen, daß der tech¬
nische Apparat der Reichsbahn nicht in der Lage s« , st» platz,
sichert Verkebrsstößen' gerecht zu werden Solche pvhlich da »
setzenden Berkehrsstötze könnten aber von der Reichtzhcch» keich»
1er aufgesangen werde»», wenn im enge» Einvernehmen mit
den beteiligten Wirtschaftskreisen gearbeitet würde . Es sei
tür das Verkehrswesen « icht förderlich, wenn stch « »eicjeitS
« « Verkehrsverwaltung , andererseits die beteifftzhyr Wi »ch-

schaftLkreise wie Gegner gegenüberstünden . Ein verständulld-
vvlles Zusamnren arbeiten erreiche viel mehr . Der Münster
schloß in der Hoffnung, daß in wenigen Jahren dem Deutschen
Reiche ein Eisenbahnnetz zur Verfügung stehen werde , das
allen VerkehrSanfprüchm gewachsen sei.

Rach werter« Debatte vertagte sich der Ausschuß .

Die Politik des Irrsinns .
In der französischen ftammet wurde die Beratung des Mi .

litäridienstpflichtsefetzes fortgesetzte Ms erster Redner vertei¬
digte den Regierungsentwurf der Vorsitzende des HeereSaus -
schusses, General de Castelaau . Er 'beschäftigte sich zunächst
hauptsächlich mit den strittigen Fragen des RekrutierungS -
gefetzes . Im zweiten Teil seiner Rede erklärte er , d« Krieg
sei für Frankreich eine Gefahr , so lange Deutschland nicht die
Taktik der Revanche und der Vernichtung der französischen
Macht ousSebe . Es wäre gefährlich, sich einer Illusion hin¬
zugeben, um st> mehr, als die Stellung Frankreichs gegenüber
Deutschland die eines Gläubigers gegenliiber einem widerspen¬
stigen Schuldner sei . Man müffe den Mut haben , vom
Lande das Heer der französischen Rrparationspelitik , also das
Heer der französischen Politik , zu verlangen oder man müffe
dies« Politik änderu . Frankreich dürfe mcht mehr die Fehler
von 1806 begehen. ES müffe die Borteile feiner Lage alS
Sieger und Okkupant am Rhein apSnützen.

Lin neuer Dobn auk IKecbt u. Verträge .
Nach einer Meldung aus Königsberg hat die Interalliierte

01rtznzfestfetzu« gsk« mmissionj mit allen gegen dre deutsche
Stimme beschlossen, daß die fünf Ortschaften Johannisdorf ,
Aiißendcich , Rcnliebcncru, KramerSdvrf und Kleinfelde mit
ihren ganzen Gemarkungen sowie der Weichselhafe» von
Kiirzcbrack oisschsießliel , des bisher deuffchen Zuganges , der
alten Fährstrlte , und, der Pcgelhasen sowie der- Polder an der
WcichselbMckc von Münstcnnalde an Polen fallen sollen.
Weiter wird mitgeteilt , daß der deutsche Kommissar gegen
den Beschluß Widerspruch erhoben habe und auch der ostpreu¬
ßische Provinziallandtag einsiiminig schärfsten Einspruch ge¬
gen diese Festsetzung der Weichselgrenze als dem Friedens¬
vertrage zuwiderlaufend eiulegt . In einer Entschließung hat
der Provinziallandtay verlangt , daß die Reichsregierung die
Annahme dieser ungerechten Entscheidung ablehne .

Hierzu wirst in Berlin halbamtlich erklärt : Durch die Note
der Botschasterkonfereaz vom 12. AMstst I960 sind von dem
ehemaligen westpreußischen 'Abstimmungsgebiet fünf Dörfer
auf dem rechten Weichselufer sowie der !Hafen Kurzebrack
Deutschiaiid genommen und Polen zugeteilt worden . Von
deutscher Seite ist diese Entscheidung sofort angefochten wor¬
den . Es gelang im Frühjahr 1921 Sachverständige der
Entente mjt einer neuen Prüfung der Frage zns befasse ist
Bon diese « Sachverständigen schloffen sich die Engländer und
die Italiener der deutschen , Ne Franzosen der polnischen Auf¬
fassung an . Die erster«« haben sich daher auch für Rückgabe
der Deutschland genommenen fünf Dörfer ausgesprochen. In
der Hanptsitznng der Jnteralliierteln Grenzfestfetzungskom-
mifsion vom 16 . Juni 1921 in Posen wurde der deutsch «
Standpunkt gegen die französischen und die polnischen Stim¬
men ^ billigt. Auf Grund ' dieses Erfolges wurde dann von
deutscher Seite versucht, die Botschafterkonferenz zu einer Ab¬
änderung ihrer Entscheidung vom 12 . August 1920 zu Lew egen.
Am 18. Oktober wurste der Botschasterkonserenz eme entspre¬
chende deutsch« Not« Abrieben . Am 1 . Dezember 1821 wur¬
den in einer zweiten Note weitere Sachverständige znm Vor¬
schlag gebracht. Trotz dieser Bemühungen hat sich die Bot -
fchafterronferenz zu einer Änderung ihrer Entscheidung und
einer anderweitigen Grenzführung nicht vereitfinden laffen .
In einer Note vom 87. Januar 1922 hat sie dahin entschie¬
den , daß die technischen Fragen des Deichschutzes und der
Verteilung der Deichlaften durch je einen deutschen unZ einen
polnischen Sachverständigen zu prüfen seien , um das Pro¬
gramm im Sinne einer deutsch-polnischen Gemeinschaft zu
lösen. Sie betonte ausdrücklich , daß die Bestimniung des
Friedensvertrages «ud die Entscheidung vom 12. August nn -
angetaftet bleiben müßten . Trotz aller sachlichen Bedenken
hat sich die deutsche Regierung in ihrer Antwortnote vom
87 . Februar bereit erklärt , die deutfch -politiscben Sachoerstä »»-
digen -Be »»atungcn in die Wege zu leitet» in der Hoffnung , daß
sich bei dieser Gelegenheit die ganze iSinnmidriijkeit der
Grenzziehung erneut zeigen würde . Der jetzt am 13 . März
gefaßte Beschluß der Jntcvalliierten Grenzfestsetzungskom-
mission bedeutet, daß der Beschluß der Botsckaftertonferenz
vom 12. Ans »st 1920 für vollstreckbar erklärt wird . Das an
Polen abzutretende Gebier soll am 31 . März übergehen

^ weeden.
_

Dir Erregung der »st- und »vestpreußische» Bevölkerung
Aber diese Regelung ist verständlich. Es ist , so heißt » es m
ber halbamtlichen Mitteilung , andererseits zu bedenken, daß
die Entscheidunĝ seit längerer Zeit feststand »lnsi die Aus -
fichlen ihrer Abänderung von den zuständigen Stellen stets
als gering bezeichnet worden sind. Es sind jetzt von deutscher
Seite Schritte unternommen worden, um bei der Botschaster -
konserettz eine HinauSschieftung der Besetzung des an Polen
abßutretenNen Gebietes wenigstens bis zu den» AugeitblickS
zu erreichen, in dem das Ergebnis der drntsch-palnischen Sach-
versiändigenberatung vorliegt. Ob sich indes die Botschnftcr-
konserenz bereit finden wird , daraufhin die Entscheidung der
GrenzfestsetzungSkommiMon wieder abzuändcrn , bleibt frag¬
lich.

Ko »ruß bei dieser Gelegcnbeit darauf hingeiviefen werden ,
tzaß ^ von deutscher wie von interalliierter Seite wiederholt
Versuche gemacht worden sind , durch mittelbare deulsch '-pol-' nifchr Berhaodlungen in dieser Frage zu einem Ausgleich zu

! komnten, daß aber solche VerhanKnngen von Polen stets kate-
- «orffch abgelehnt worden siitd.

Die Königsberger Zeitungen veröffentlichen folgenden Ans-
rnf über Ostpreußens Rot :

„Ein schwerer Bruch des Versailler Vertrages :
Der Versailler Friedensvertrag sichert in Artikel 97 dein

durch den potnischen Korridor vom übrigen Deutschland abge¬
schloffenen Ostpreußen freien und ungehinderten Zugang zur

r Weichsel. Trotzde -n» belegte am 18 . März hie interalliierte
Grenzfestsetznngskommiffion die Grenze östlich des Stronies
und schlug eine Reihe von Dörfern auf dem östlichen Weichsel-
ufer zu- Polen und nahm Deutschland die selbst bei der vor¬
läufigen Grenzfestsetzurtg im Jahre 1920 noch gelassene völlig
Unzureichende letzte Zugangsmöglichkeit zum Stroine in Ge¬
stalt eines ivenige Meter breiten NferstiickeS ltei Knrzebrack.
Die neue Grenz « durchschneidet an vier Stellen den Dänin »,
der die fruchtbare Marienwerder Niederung vor überschwem-
« u»g schützt . Die Abtrennung Ostpreußen » von der Weichsel
witrde damit vollständig und der Ring nm die belagerte Feste
geschloffen. Wache auf Deutschland ! Richte den Mick aus
den letzten Außeitposten jenseits der Weichsel. Entrüstung ,
heiliger Zorn über de« ttzetvaltbruK. über den Bruch deS
Versailler Vertrages durch die Grenzkommjssio» flamme boch
empor. Die Stimme des ganzen deutschen Volkes aller
Stiiade , Stämme und Parteien vereinige sich ,1« dem stärksten
Widerspruch gegen den Bertkagsbrnch zu einen» entschlossenen
Net« ! tdoran weder das Gerechtigkeitsgefühl des neutralem
AEanürS »wch der Boffchasterrat m»d der Völkerbund vor-
Lbergehen können , auf daß unsere Regierung den Resonanz¬
holden gilsi für die «nibedingw - Ablehnang »es aaven Rauhe »
aü »euffchem Land ."

Lurückwelsung des deutschen LntscdS-
digungssnsprucbs s . d. poln. AukstSnden.

Me Botschpsterkonferrnz übersanLte der deutsch,» votschastt« Pari » fügende Rote :
«Herr Geschäftsträger!Eie haben der Botschasterkonserenz ain 18. Dezemb« ejueNote zergehen laffen, in der die deutsche Regierung die For -

deruiig an die alliierten Mächte stellt . Ersah für die Schäden
zu leisten, die im Abstimmrungsgevtet während der BesatzungS-
«eit durch die verschiedenen polnischen Aufstände entstände«
find . D »e deutsche Regierung stellt die Behauptung auf . daß-
dre Vergütung für diese Schäden nicht aus den örtlichen Ein¬
nahmen geleistet werden dürfe , sondern daß sie »on he«
allnerten Mächten selbst sichergestcllt werden inüfle. Die
Botschasterkonserenz beäbjsichtigt nicht , im gegenwärtigen Zeit -
Punkt m eine Crörtevung einzutretcn , wer für die Unruhenin Oüerschlefien als verantwortlich sestzustellen ist, aber chr
Schweigen hierüber darf für die Botschasterkonserenz nicht
dahin ausgelegt werden , als ob sie sich in dieser Frage irgend¬wie festlege. Sie har vielmehr die Pflicht, zu erklären , daß
sie die m dem Schreiben des deutschen Botschafters entwickelte
These keinesfalls z,»laffen kann. Der Friedensvertrag siehtvor , daß die von der Kommission für die Verwaltung deS
Abstimmungsgebietes aufzumcndenden Kostenaus örtlichen Ein¬
nahmen bestritten werden sollen. Vergütungen für die im
Abstimmungsgebiets entstandenen Auffiandsschäden inüffen
demnach selbstperständlich in diese Ausgaben einbezogen wer¬
den. Für den Fall , daß die örtlichen Einnahmeti mcht aus¬
reichen sollten, müßte festgestellt werden, unter ivelchen Be¬
dingungen die Entschädigungen zu leisten wären , aber eine
Verantlvortung der alliierten Mächte kann niemals in Fragekommen. Keine Dchtiinntung des Friedensvertrages berechtigtdie deutsche Regierung zu der von ihr ausgestellten Behaup -

-tung , daß d,e Vcrgnlung für diese >Srliäden den alliierten
Mächten zur Last zn legen sei . Ich habe die Ehre , Sie zwbitten , dieses Schreiben in Beantwortung der öbcn erwähnten
Rote zur Kenntnis der deutschen Regierung zu bringen .

gez . Poincarc .

Attentat auk den cdinesiscken Gesandten
in Paris .

Aus Paris wird gemeldet:
Der chinesische Gesandte in Paris Chen-Lu wurde gesterPals er sich kurz nach Mtternacht in Begleitung seiner Frauund eines befrsundeien Ingenieurs im Auto nach Hause be¬

geben wollte, durch eine aus ihn aibgefeuerte Revolverkugel am
Kopfe verletzt. Wie es heißt , hat ein Chinese vier Revolber -
schüffe auf das kleine Hinterfensier und die rechte Seite de«
Wagens abgegeben und darauf die Mucht ergriffen . Der Ge¬
sandte mußte in ein Krankenhaus verbracht werden , wo ^Kugel durch Operation entfernt wurde.

Ärurze polit . Nacdrickten.
* Amerika und die Mittelmächte. Aus Rewpork berichtetder Korrespondent der „Frkf . Ztg .

" :
Die Ankündigung des amerikanischen Kriegssetretärs , daßj .alle am lRhein stehenden amerikanischen Truppen b-s 1 . Juli

zurückgezogen werden sollen , sowie die Ernennung des Ge-
Heimrats Dr . Wiedfeldt zuin deutschen Botschafter in Washing -
tori, mit der den von amerikanischer Seite geäußerten Wün¬
schen Rechnung getragen wurde , dürften als Äuzeichen besserer
Beziehungen zwischen Deutschland und den Vereinigten
Staaten gewertet werden. Ter Ausschuß des Repräsentanten -
Hauses erklärte sich einhellig für die Stundung der österrei¬
chischen Schitld.

‘DZ . Die Zeitnngsnot . Wie die „Kölnische Zeitung " aus
München erfährt , haben seit dein 4. Januar 62 bayerische Zei-
tungen und Zeitschriften ihr Erscheinen eingestellt. Weiter «
Betriebsstillegungen , darunter einige aus dein 18. Jahrhun -.dert stammrnde Blätter , stehen auf den 1 . April bevor.

Erhöhung der Gebühren für Pakete, Telegramme und
Ferngespräche im Auslandsverkehr . Die weiters Verschlechten
rung des deutschen Markkurses zwingt die Postperwaltung «bei der Gebührenerhebung im Auslands -Paket - und Tele -
grammverkehr das seit dem 10. März auf 50 M . für den!
Goldfrank festgesetzte Umrechnungsverhältnis cLermals . und
zwar mit Wirkung vom 24. März an auf 56 M . zu erhöhen.
Dieses Umrechnungsverhältnis ist auch für die Wertängabch
aus Briefen und Paketen nach dem Ausland maßgebend.
Wegen entsprechender Erhöhung der Gebühren für Fern¬
gespräche nach dem Ausland bleibt besondere Benachrichti-
gnitg Vorbehalten. Über die Einzelheiten geben die Post»
ansialten Auskunft .

Wadiscke Aebersicbt.
BadisGer Landtag .

DZ . Karlsnthe , 22 . März .
Zit Beginn der Nachmittagssitzung erhält der Abg . Fische »«

Meisenheitn nachträglich eineir Ordnungsruf .
Die Beratung über das Budget des Innern wurde fortgesetzt,
Abg, Frendenberg iDem.s begründet einen von allen Par¬

teien mit Ausnahine der äußersten Linken unterzeichnet««
Antrag , bei der Firrsorgekasse an Stelle des Prämienverfahsi
rens das Umlageverfahren einzuführen . Abg. Schneider iZtrT
spricht für ^den Zentrumsantrag , der Anf' chlnß über die Eniwitv
lung der Fürsor'gekasse und Erhölnmg der EinkmmneiisgrSiiz«
verlarrgt .

Die Abg . Frau Stranb (Dem . ) äußert sich eingehend übev
die segensreiche Tätigkeit des Badischen FrauenvereiiK unU
bittet , den Staatsbeitrag im Interesse der Erbalrnng der An¬
stalten iinverkürzt zit beivilligen. . . .

Auf Vorschlag Dr . Zehntels (Zemr . ) werden beide Aunägtz
zu,w Fürsorgegesetz an den Rechtsausschuß verwiesen.

Abg. Bock (Konnn. j stellt eine reiche Samineltütigkeit zugun¬
sten der Rußlandhilfe auch außerhalb des Roten Kreuzes fes^
Man uiöge diese nicht durch Biiwung an eine Erlaubnis b«8
engen , vielmehr dem Beispiele Englands folgend von Staats
lvegen 100 000 M . für die Rußlandhilfe bereitstellen.

Abg. D . Mayer -Karlsruhe (D .-Ratl . , : Cs ist erstaunlich, daD
man jetzt auf einmal mit der Bitte » m eine Hilfsaktion füp
Rußland an uns herantritt . Während noch dieser Tage da»
Sowjetparadies in den höchsten Tönen gefeiert wurde , höret»
wir heute eine breite Schilderung der >virts«hastlichen Not inj
Rußland . Wir müffe,» die Anregunggen des Abg . Bock ableh ,
nen, ja wir gehen noch toeiter und sagen : Die Sowjets »kögeq
ihr Geld im Laude behalten und nicht nach außerhalb zu oeva«
kutionären Zwecken schicken. .

Abg. Frau Richter (D .-Ratl.) rühmt die soziale Täkigkeiö
dev Badischen Frauenvereins Und gedenkt der Protektörni , cheß
ehernaligen Gritßherzogin Luise . . Sie erinnert an das segens¬
reiche Wirken der Barmherzigen Eckstvestern , Diakonissinnech



usiv . und ersucht Sen Verein auch fernerhin weitgehend gelb- !
lich zu unterstützen.

Ein inzwischen borgelegter kommunistischer Antrag auf ®m.
stellu .l« von 100 000 M . für Rußlgnd wird auf Vorschlag de»
Abg. Maier -Heidelberg mit allen gegen 5 deutschnationale
Stimmen an den Ausschuß verwiesen .

Minister Remmrle schließt sich den anerkennenden Worten
für den Frauenverein an . Die Regierung habe dessen Ver¬
tretern eine OrganisationSänderung dahin empfohlen, daß die
örtlichen Einrichtungen zu Karlsruhe von der Zentralleitung
getrennt werden . Dieser Vorschlag entspringt nicht etwa
einer Voreingenommenheit , sondern dem Bestreben , eine ge¬
naue Kontrolle dort zu erinöglichen, wohin das Geld gegeben
wird . Ist diese Frage geregelt , so wird man weitere Zuschüsse
in Erwägung ziehen müssen. Bis jetzt ist ein Defizitvetrag
von 673 000 Mark angemeldet . Über einen Zuschuß für dte
Schwesternheime wird das Staatsministerium morgen abend
schlüssig werden . Den Sammlungen zugunsten der Rußland -
Hilfe würden seitens der badischen Regierung keine Schwierig¬
keiten bereitet , soweit sie in den Gewerkschaften erfolgten,
blicht so einfach steht es mit derSammlung von HauZ zuHaus .
Mit der Frage des staatlichen Beitrages können wir uns nicht
befassen, ohne daß wir uns mit den Reichsbehörden ins Be¬
nehmen setzen. Hier kann auf die Einheitlichkeit der Regie¬
rungen nicht verzichtet werden.

Abg. Frau Unser ( U .S .P . ) fordert WohlfahrtSeinrichtnngen
nicht als Gnade , sondern als Recht . Wir wollen Verstaat¬
lichung aller Fürsorge .

Abg . Frau Sievert (Zentr . ) : Die Verstaatlichung der Für¬
sorge wäre deren Tod . Die Wohltätigkeit entspringt dem in¬
neren Gübot christlicher Nächstenliebe.

Abg. Dr . Glöckner (Dein .i tritt einer detaillierten Einwir¬
kung auf die Satzungen des Frauenvereins durch die Regie¬
rung entgegen.

Abg. Dr . Knllman » (Soz . ) : An dem furchtbaren Hungerelende
in Rußland darf man nicht in der einseitig parteipolitischen
Weise Vorbeigehen , wie es von deutschnationaler Seite geschehen
ist . Hier handle eS sich um eine Frage der Menschlichkeit .

Minister Remmele wiederholt , daß über die staatsrechtliche
Behandlung des kommunistischenAntrages in der Kommission
zu sprechen sein wird. Rach kurzer weiterer Debatte toird
dieser Gegenstand verlassen.

Abg. Frau Dr . Bern « »» <D . Bp. ) stimmt den Anforderungen
für den Badischen Frauenverein zu . Auch alle anderen Orga¬
nisationen müssen sich eine sehr starke Kontrolle gefallen las¬
sen. Die Wohltätigkeit dnrch Gesetze regeln zu wollen, ist ein
Ding der Unmöglichkeit .

Abg. Frau Blase (Soz .) : Fm Gegensatz zu Frau Uriger
stehe ich auf dem 'Standpunkt , daß wir auf die freiwillige Lie-
bestätigkeit nicht verzichten könnten. Die Schwestern müssen
besser entlohnt werden.

Die Beratung des Ministeriums des Innern wurde ohne
wesentliche Debatte zu Ende geführt mit Ausnahme der Titel
Ernährung und Landwirtschaft , die später behandelt werden.
Das Haus verabschiedete sodann einen Gesetzentwurf über
die Umwandlung der Majolikamanusaktur in Karlsruhe in
eine Aktiengesellschaft unter Beteiligung des Staates mit 35
Prozent und genehmigte schließlich die restlichen Anforderungen
im außerordentlichen Etat des Unterrichtsministeriums , welche
bauliche Herstellungen betreffen . Nächste Sitzung morgen vor¬
mittag 9 Uhr.

Die Presse hatte auch heute wieder vor Schliiß der Sitzung
ihre Tätigkeit eingestellt. ^

DZ , Karlsruhe , 23. März . Das HauS trat heute in die
Beratung des Budgets für Ernährung und Landwirtschaft ein.
Dasselbe erfordert an ordentlichen Ausgaben jährlich rund
16 Millionen . Der Berichterstatter Weißhaupt (Ztr .) aner¬
kannte , daß die Regierung , wie schon früher , das Mögliche zur
Förderung der Landwirtschaft tue.

Abg . Sack (Ztr . ) begründete den Antrag Tr . Zehnter betr .
Laubstreuabgabe und bekuiidete als Auffassung des Ausschusses ,
daß an Groß - und Klekntierhalter Laubstreu nach Maßgabe
ihres Bedarfes abzngeben sei und zwar nicht auf dem Wege
der Versteigerung , sondern in Losen und zu aiigemeffrnen
Preisen .

Landesforstmeifter Gretsch führte aus , daß die Laubstreu -
aügabe eine Fürsorgematznahnre in Notfällen darstelle. Itm
die geschwächten Waldböden zu schonen, wurde auf die Torf -
preu als Ersatzmittel verwiesen.

Abg . Engelhardt (Ztr . ) wünscht in einer Förmlichen An¬
frage , die Regierung möge denr Geschäftsgebaren außerbadi -

fcher Viehmrfkäuser nachgehen , die ungewöhnlich hohe Preise
bieten, um dann das Vieh nach dem Ausland zu verschleppen .

Minister Remmele behielt sich die Antwort für die allge¬
meine Aussprache vor.

Abg . Dr . Schmitt -Karsruhe (Ztr . ) stellte namens de» Aus¬
schusses hinsichtlich zweier Anträge der Sozialdemokratie und
des Zentrums betr . die Brotbersorgung den Antrag , die Re¬
gierung wolle prüfen , ob in den Baranschlag Mittel eingestelll
werden können zur Abgabe von Brot an bedürftige Familien
zum Preise , wie er vor dem 16. Febr . bestanden hat .

Die Abgg . Schmidt-Bretten (Dtl . ) und Hertle (Landbund )
fordern in Förmlicher Anfrage resp. durch Antrag restlose Auf¬
hebung der Zwangswirtschaft .

Abg Kurz (Soz .) vertrat dagegen einen Antrag , im Interesse
der minderbemittelten städtischen Bevölkerung die Getreideum -
lagemengen zu erhöhen und für Kartoffeln , Fleisch lfttb Holz
in gewissem Umfange wieder die öffentliche Bewirtschaftung
einzuführchi.

Die allgemeine Aussprache wurde eröffnet mit einer ein¬
drucksvollen Rede des Ministers Remmele über den Stand
unserer Ernährungswirtschaft .

Nächste Sitzung : Nachmittags 5 Uhr.

Gegen die Teuerung . Die sozialdemokratische 8»ndtagsfr «k-
tivn hat folgenden Antrag eingereicht:

Wir beantragen , der Landtag wolle beschließen : Die Regie¬
rung wird ersucht , bei der Reichsregieruug dafür einzutreten ,
daß 1 . die Brotgetreidemenge , welche durch das Umlagever-
sah; en noch abznliefern ist, derart erhöht wird, daß dadurch
die Brotversorgung für die minderbemittelten Bolksteile zu
erschwinglichen Preisen gesickert wird , 2 . daß für Kartoffeln »
Fleisch und Holz die öffentliche Bewirtschaftung soweit wieder
eingeführt wird, als das für die Versorgung der minderbemit¬
telten Bolksteile erforderlich ist.

Ikurze fiaebriebten aus Baben .
Mannheim , 23 . März . Gestern hat eine Abstimmung der

Metallarbviterschast in den Betrieben stattgesnnden . Es
handelt sich um die Frage , ob mit den Arbeitgebern in wei¬
tere Verhandlungen eingclrelcn werden soll oder nicht . Nach
den bisherigen Teilergebnissen der Abstimmung ist die Mehr¬
heit der Arbeiter für den Streik , und der Metallarbeiterver¬
band dürste daher die Kündigung aussprechen. Wie die „N.
Bad . Äandesztg .

" erfälWM haben bei Lang 82—86 Prozent ,
bei Mohr u . Federhaff 95 und auch in den Unionwerken über
90 Progent der Arbeiter für den Streik gestimmt . Bekannt¬
lich hatte der ReichsavbeitSminisber den von Arbeitgeberseite
beantragten Zusammentritt eines besonderen Schiedsgerichts
zur Beilegung derj Löhn- und ArbeitSzeitdifferenzen auf
nächsten Samstag angesetzt. Die Kündigung soll heute (Don¬
nerstag ) ausgesprochen werden . Sie würde demnach am
30. März ckblaufen . Erster Streiktag wäre ! somit der 31 .
'März . lMt diesem Votum ist auch die weitere Frage , ob
ein !Schiedsspruch übgewartet werden soll, verneint worden.
Das endgültige Ergebnis der Abstimmung lag gestern ft>ät
abends noch nicht vor, da die Auszählung in einzelnen Be¬
trieben noch nicht beendet war .

. DZ . Rastatt , 20 . März . Zu der Birupschiebung erfahre »^ wir , daß die 31 Fässer, die durchschnittlich bi» zu 200 Liter
Sirup fassen und ungefähr 6 Zentner schwer find, wohlgebor»
gen hier in der Fruchthalle liegen . Freilich find auch einige
bei der Beschlagnahme etwas mitgenommen worden . Weitere
Verhaftungen kamen nicht zur Ausführung , vielmehr wurve
der festgenommene Kaufmann aus Bebra in Hobei -zollern
wieder auf freien Fuß gesetzt.

DZ Neffelrird, 22. März . (Amt Offenburg .) Hier erschien
im Auto ein Schnapshänoler , um die vorhandenen Bestände
des Rrnchtaler Kirschwassers aufzukaufen . Bei sehr hohem
Angebot konnte er sich ein größeres Quantum sichern, das er
auf seinem Auto verlud . Die Lieferanten wurden mit Schecks
ausbezahlt , die sich über als gefälscht hkrausstellten . Ein Bür -
gerssohn machte sich sofort an die Verfolgung und bei Ettlin¬
gen wurde das Auto eingeholt und die Ware beschlagnahmt.

DZ Offenburg , 20. März . Beim städtischen Fürsorgeamt
sind 13 Rentner gemeldet mit einem jährlichen Einkommen
unter 1000 Mark , Id mit einem solchen von 1—2000 Mark ,
12 mit einem solchen von 3—4000 Mark und 6 mit einem
solchen von 4—5000 Mark .

DZ Obdrbränd i ?fmf Neustadt ) , 21 . März . Die Arbeite »
am Stauwerk im Vrändbachtal bei Kirnberg sind wieder in

vollem Umfange ausgenommen worden . Man rechnet mit de»
alsbaldigen Fertigstellung , zumal in letzter Zeit große Menge *
Material herangeschafft und hergerichtet werden konnten .

Meßkvch, 20. März . Die Feier der 50jSbrigen Bestehend
der hiesigen landwirtschaftlichen KretSwinterfchnle wurde am
letzten Samstag in einfacher würdiger Weise begangen . Di«
Schlußprüfung , die von den Lehrkräften der Schule abgehal-
ten wurde , zeugte davon, daß auch im letzten Winterhalbjahv
fleißige Arbeit geleistet ivurde. Der Festakt selbst , dem die
gebotenen Borträge des Orchesters des Gesangvereins „Ein¬
tracht " eine künstlerische Umrahmung gaben, hat auf die zahl¬
reichen Teilnehmer einen allseits befriedigenden Eindruck ge¬
macht. Ansprachen hielten der Kreisvovsitzende, Bürgermeister
Dr . Dietrich-Konstanz , der Leiter der Schule . Ökonomierat
Dotter hier , Bürgermeister Wrißbaupt hier und als Vertreter
der Regierung der Landeskommissär, Geh . Rat Wiener -Kon¬
stanz . Daß die Landwirtschaft und insbesondere die BieH»
zucht in unserer Gegend auf einer bedeutenden Höhe steht,
dürfte der Tätigkeit der hiesigen landwirtschaftlichen Kreis -
winterschnle initzuverdanken sein.

Konstanz, 20. März . Die landwirtschaftlichen Winterschnle»
beS Kreises Konstanz waren im letzten Wintersemesiec gut
besucht . Die Besuchsziffern sind folgende: Radolfzell : Unter¬
kurs 57, Oberkurs 25, Salem : 42 und 19, iMeßkirch : 36 und
16. Die drei landwirtschaftlichen Winterschuien des Kreise»
erfreuen sich bei den Landwirten großer Wertschätzung.

Wadiscke Gemeindesckau .
Deutscher Landgemeindetag . Am 20. März d. I . haben

sich in Karlsruhe Vertreter des Deutschen Landgemeindetags
mit dem Badischen Gemeindcverband zusammeiizefunden . um
über die Finanzlage und über andere wichtige Gsmeinde -
fvagen zu beraten . Das Ergebnis der Besprechung wir»
der Reichsregierung sowie den Landesregierungen übermit¬
telt werden .

ZiD Billingen , 31 . März . Die von der Baugenossenschaft
dem Ostmeinbernt vorgelegten Anträge auf lOewähenn« von
Baudarlrhen und auf Übernahme des ungedeckten Aufwandes
für die beabsichtigten Baute » für 1920 bedeuten für die
Stabt eine Belastung von 2,2 Millionen Mark , der aus dem
Ergebnis der Wohnungsabgabe gedeckt werden soll . Im ganzen
sollen 62 Wohnungen geschaffen werden.

Llaatsanzeiger.
Antrag der israelitischen Gemeinde Heidelberg auf Enteig .
«nng drS Grundstücks LGb. Nr . 1617 der Christof Lehr Wtw.

in Heidelberg betr .
Durch StaatSministerialentscbließung vom 14. März 1922

Nr . 3936 ist ausgesprochen worden, daß
1. das auf Gencarkung Heidelberg gelegene, der Christof

Lehr Witwe in Heidelberg gehörige Grundstück Lgb . Nr .
1647 zwecks Erweiterung des israelitischen Friedhofs ge¬
gen vovgängige Entschä digung in seinem ganzen , 32 i
90 qm betragenden Flächeninhalt an dir israelitische Ge¬
meinde in Heidelberg abzutretcn ist,

2. der Unternehmerin Verpflichtungen und Auflagen nach
8 5 des Enteignungsgesekes nicht aufzuerlegen sind , eine
Änderung des Planes nicht eintreten soll und

3 . die Frist zu Einleitung des EntschädigungsvecfahrenS
auf 2 Wochen festgesetzt wird.

Karlsruhe , den 17. März 1922 .
Ministerium des (Innern .
Der Ministerialdireitor :
I . A . : Arnsperger Allzeier.

Die Staatsprüfung im Forstfach betr .
Der Anfang der nächsten Staatsprüfuirg im Forstfache wird

auf Montag , de « 8. Mai d. I . festgesetzt.
Die schriftlichen Anmeldungen für diese Prüfung sind bis

spätestens 1 . April d . I . unter Vorlage der in § 16 Abs . 1
der Verordnung vom 2 . Juli 1906 (Ges.- u . V .O .-Bl . S . 166)
bezeichneten Nachweise ' bei der Forstabteilung des Finanz¬
ministeriums einzureichen.

Karlsruhe , den 18. März 1922.
Ministerium der Finanzen .

— Forstabteilung . —
Gretsch . Heck .

Freitag, den 24 März
Landestheater . Xonzerthaua .

V.7- 10 Uhr 40 Mk . 7 —10 Uhr
Th .-Getneind . BV .B . Nr .

2603 - 2800

Carmen.
Volksbühne H 5
Der Pfarrer

von Kirchfeld .

wloliilig non WldsMeibiiliW .
Bei der am 13 . März 1922 stattgehabchn Auslosung

der auf 1 . November 1922 zur Heimzahlnng gelangen¬
den Schuldverschreibungen des Anlehens der Stadt
Durlach vom Jahre 1906 wurden gezogen :

Lit . A Nr . 9 zu 5000 Mk ..
Sit . B Nr . 35, 88, 89, 218 u . 225 zu je 2000 Mk -,
Lit . 0 Nr . 1 , 62, 65 . 166. 269 , 282 , 287 , 436 U - 569

zu je 1000 Mk.,
Lit . D Nr - 79, 103, 225 , 325 , 387 , 503 , 509, 549 ,

558 u - 582 zu je 500 Mk ..
Lit . E Nr . 53, 77 u. 81 zu je 200 Mk-
Ferner ist ausgelost Lit . C Nr . 170 zu 1000 Mk .

Die Inhaber dieser Schuldverschreibungen loerden hier¬
von mit dem Anfügen in Kenntnis gesetzt, daß mit
dem 31 - Oktober 1922 die Verzinsung der gezogenen
Stücke aufhört . Deren Einlösung kann bei der Stadt¬
kaffe Durlach, bei der preußischenCentralgenoffenschafts¬
kaffe in Berlin und beinr Bankhaus Delbrück , Schick-
ler & Co . in Berlin erfolgen-

Von den früher zur Heimzahlung auSgelosten Schuld¬
verschreibungen wurden bis beute nock nicht eingelöst:

Lit . B Nr . 292 , Lit . D Nr . 579 , 18 und Lit . E Nr . 84 .
Durlach , den 20 . März 1922 . A -131 .2.1

vemctnderat .
f ' iiy
«C Ui

ottriHß« ftrifttstatiit
"gvk«rS »erfahre « .

M .
'B9 . Karlsruhe , über

drrs Verinögeu de» Bau¬
ers Erich Bühler tn
Karlsruhe , Kreuzstr . 4, ist
br -äe otit 20. März 19SS,
n - >r>mittags 5 Uhr, das
K .mkursverfahcen eröffnet
worden, da ein Gläubiger

, es beantragt und der
! Schuldnerzahlungsunfähig

ist .
Der Kaufmann Moritz

Seiferheld hier ist zum
Konkursverwalter ernannt

Konkursforderunyen sind
bis zum 20 . Mai 1922 bei
dem Gerichte cmzumelden.

(SB ist zur Beschlußfas¬
sung über die Wahl eines
andern Verwalters , sowie

über die Bestellung eines
Gläubigeransschnsses und
eintretendenfalls » über die
in tz 132 der Konknrsord-
nung bezeichneten Gegen¬
stände auf
Mittwoch, 19 . Avr -l 1922,

vormittags 11 Uhr ,
3 . Stock , Zimmer 252 unv
zur Prüfung der ange-
meldeten Forderungen auf
DienStag , 30. Mai 1922,

vormittags li Uhr ,
vor dem Unterzeichneten
Gerichte, Akademiestr. 8,
3 . Stock , Ziminer Nr . 252 ,
Termin anberaunrk.

Allen Personen , welche
eine zur Konkursmassege¬
hörige -Sache in Besitz ha¬
ben oder zur Konkurs¬
masse etwas schuldig sind ,
ist aUlfgegeben , rcichts an
>den Gemeinschüldner zu
verabfolgen oder zu let-
sten , mich die - Verpflich¬
tung auferlegt , von dem
Besitze der Sachen und von
den Forderungen , für
welche sie aus der Sache
abgesonderte Befriedigung
in Anspruch nehmen , dem
Konkursvevivalter bis zum
2«) . Mai 1922 Anzeige zu
machen .
Karlsruhe , 30. März 1928 .

Gerichtsschreiberei « . 2.

M .544 .3. Durlach. Dte
Frau Karoline Stege ,
Hannover , Weiße-Krentzstr.
7, hat beantragt , den ver¬

schollenen Baumeister
Friedrich Stege , zuletzt
Hauptmann bei Pionier .
Komp, in OstroleNka, zu¬
letzt wohnhaft in Metz.

Bovneyerstr. 40, für tot zu
erklären . Der bezeichnete
Verschollene ist ausgefor¬
dert, sich spätestens in dem
auf Freitag , den 5. Mat
1922, vormittags 9 Uhr,
vor dem Unterzeichneten
Gericht aickeraumten Auf-
gebotslerinine zu ncelden ,
widrigenfalls die Todes¬
erklärung erfolgen wird.
An alle, welche Auskunft
über Leben oder Tod ocs
Verstohlenen zu erteilen
verinögen, ergeht die Ruf-
forderung , spätestens im
Aufgebotstermine dem Ge¬
richt Anzeige zu macheic.

Dtcrlach, 2 . März 1922.
Der Gerichtsschreibrr des

Amtsgerichts 2.

Den Bahnbau
Bretten —Kürn -

bach betr.
Der Herr Reichspräsi¬

dent hak durch Entschlie¬
ßung vom 12. Ocktober v.
I . zur Herstellung der
Ŝtrecke ,Breiten —Kürn -
bach der Deutschen Reichs¬
bahn die . Enteignung für
zulässig erklärt . In Voll¬
zug dieser Entschließuitg
hat der Herr Reichsver-
kehrsminister am 24. No¬
vember v . I . die Verbind¬
lichkeit zur Abtretung ober
zur Duldung von Be¬
schränkungen des Eigen¬
tums oder von Rechten an
Grundstücke» in dem durch
hie Verhandlungen festge¬
legte» Umfailge ausge¬
sprochen . Unöernehmer l>t

das Deutsche Reich (Reichs¬
eisenbahnfiskus ) . M .566
Karlsruhe , 14. Marz 1922 .
Der Landeskommissär für
die Kreise Karlsruhe und

Baden.
Rutzholzverfteigerung des

bad. Forstamts Gerlachs -
heim auö Staatswald
Schtnähe-Laugwiese und
Niederwiese am DienStag,
28. März 1922, vormitt . S
Uhr, im Augerschen Saal
in Lauda . 1 . Stammholz :
46 Eichen I .—IV . Kl. mit
56 Fstm. ; 26 Rotbuchen I.
bis IV . Kl. mit 28 Fftm . '. 43
Hainbuchen II .—VI . Kl .
mit 19 Fstm . ; 1 Ahorn V.
Kl . ^ 1 Birks V . .A . ; 15
Aschen V . und VI . Kl. ;
11 Eschen lll .- vyij. Kl.
mit 2 .40 Fstm . ; 16 Weiß-
tanuen VI . Kl. 2 . Stau ,
gen : Eschen 15 I . Kl. ; Na¬
delholz : 3 Banstangen II .
Kl . ; 23 Hopfenstangen I .
und III . Kl. ; 9 Hagstan-
gen. 3 . Rutzscheitholz : 9
Ster eich., 30 Ster buch
Auszüge durch das Forst-
amk. Förster Bolkert in
Heckfeld zeigt das Hotz
vor. M .479L.

Bad . Forstamt Renchen
verkauft freihändig mit
Angebotsfrist bis 31. März
d. IS . aus Domänenwald
„LautenibacherHerrschafts-

waldt" (Bahnstatisu Lau¬
tenbach Renchtal) , 93 Fstm.
Stadelstämme 1 .—VI . Kt.
und 20 Fstm . Nadelab-
schnitte II . und III . Kl.

Die Angebote sind schrift¬
lich je Fstin . in Prozent
der Landesgrundpreise an
das Forstamt einzureichen.
Losauszüge gegen Vorein¬
sendung von 6 M . Bov -
zeiger des Holzes : Öber-
forstwart Köhler in Lat:-
tercbach. M .588

Kadischer Güterta¬
rif . Gütertarif Ka¬
den — bad . Privat -

nebenbahnen.
Auf 1 . April 1922 gehen

gewisse Eittfernungen für
frühere b,td .-württb . Ge-
meinschaftsftationen vom
hadischc » Gütertarif und
voni Gütertarif Baden—
bad . Privatnebenbahnen in
de» wnrtceinb. Gütertarif
und umgekehrt über . Nä¬
heres in unserem näch¬
sten Tarifanzeiger . Ai .5d2
Karlsruhe , 22 . März 1922.
Eisrnbaüngerteraldirektton .

Deutsche Gisenbahn -
tiertarife , Trite II.

Mit Gültigkeit vom 1 .
April 1922 wird die Itber-
fuhrgebühr für Tiersen -
duitgen für Vdanilheim
lAiehhof von 19,39 M . auf
55 für Karlsruhe
Biehhof im Verkehr mit
dem Güterbahnhof von
12.90 M . auf 37 M . . iin
Verkehr mit dem Peti'o-
nrnbcchnhof von 24 Mark
auf 82 Mark, für Hei¬
delberg Viehhof von 32,10
Mark auf 94 Mark er¬
höh». M .583
Karlsruhe , 20. März - 1922.
Eifenbahngeneraldirektion .

Kabtfcher Kinnen-
güteetarlf .

Auf 1 . April 1922 wer¬
den die Züschlagstafeln
zur Bcrechnuug des Aus -
landsznschlagS im Verkehr
tnit unseren Stationen
auf Schweizevgebiet und -

mit Wa-ldshut Übergang
neu ausgegeben . Es erge -<
beit sich zum Teil geringe
Ernchßigungel ! . Näheres
in unserem Tarifanzr,ger :
Karlsruhe , 21 . März 1922 .
Gisenbahngeneralvirrttion .

Oeffeutliche Brrgevuag.
Für ein Pierfamilien¬

haus in der Heil - und
Pilegeairstalt ori Konfianz
sollen nach Finanzmini-
sterialverorsnung vom 9.
Hanuac 1907 öffentlich
vergeben werde« :

Erdarbeiten 100 chm,
Maurer - und Zementar -
beilen : 150 eben Beton ,
150 ettm Backsteinmatter-
werk , 200 gm Eisenbeton-
decke . Zimmerarbeiten : 46
ahnt Tannenholz . -Schmie¬
dearbeiten, Dachdeckerarbei -
ten 400 qm , Biechnerarbeit .

Zeichnungelt, Bedingun¬
gen u . Angebots-Vordrucke

liegen vom 24 . März bis 5.
April auf oetn Bezirks-
Hauamt Konstanz. ^

Schil.
lerstraße Nr . 9 auf .

Angebote sind verschlos¬
sen , poslfrei und mit ge-
njauer Aufschrift bis 7.
April, vormittags 10 Nor,
an das BezirkSbatunnt
Konitanz einzureichetc.
Konstattz, 23. März 1923,

BezirkSbatiamt .
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